
Schularbeit in München
von REVO München, aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 1 Minute
Lesezeit

In München haben wir im Zuge des Schulstreiks gegen die Wehrpflicht an
drei Schulen gearbeitet! An der Montessori FOS gab es mehrere Treffen, um
das Thema Militarisierung und Aufrüstung mit der Schüler_Innenschaft zu
diskutieren. Dabei haben wir geflyert und einige Schüler:innen zum streiken
gegen den Kriegskurs der BRD gebracht.

Am  ASAM  Gymnas ium  s ind  wir  dabe i ,  gemeinsam  mi t  dem
Schulstreikbündnis  und  der  SDAJ  eine  unabhängige  Schüler:Innengruppe
aufzubauen,  wobei  es  Infostände  und  gemeinsames  Bannermalen  in  der
Schule vor dem Schulstreik gab.

Am  Theodolinden  Gymnasium  (TLG)  haben  wir  gemeinsam  mit  der
Aktionsgruppe  TLG  einige  kreativ  Aktionen  durchgeführt!  Die  gesamte
Schule wurde mit eigenen Plakatenbeklebt, welche die ganze Schule über
den wirklichen Charakter dieser Aufrüstung und den Imperialismus der von
diesem Staat ausgeht informiert und dagegen agitiert. Die Mensa wurde mit
brennenden, gebastelten Panzern dekoriert und zugeflyert. Ein Bannerdropp
vor dem Streik konnte leider erfolgreich von der Schulleitung verhindert
werden, aber wir bleiben kämpferisch und wollen am Streik am 08.05. noch
mehr werden!

Außerdem haben wir gemeinsam mit dem Schulstreikbündnis an Schulen, die
von Jugendoffizieren besucht wurden, gegen diese mit  Flyeraktionen und
Infoständen agitiert.

Bundeswehr  raus  aus  unseren  Schulen!  Nieder  mit  Wehrpflicht,
Militarisierung  und  dem  deutschen  Imperialismus!
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Internationalismus 2026
Bericht von Martin Suchanek, zuerst erschienen in Neue Internationale 303,
September 2026, 6 Minuten Lesezeit

Es war ein ganz besonderes Camp. Und ein sehr erfolgreiches obendrein.
Allein die Tatsache, dass wir die Veranstaltung trotz massiver staatlicher
Repression  durchführen  konnten,  ist  ein  politischer  Erfolg.  Nur  wenige
Wochen vor dem Event wurde der ursprüngliche Ort aufgrund des Drucks
des Verfassungsschutzes gekündigt. Für uns war aber immer klar, dass wir
die Veranstaltung an welchem Ort auch immer dennoch durchführen würden.
Und das haben wir getan. An dieser Stelle unser Dank an alle Genoss:innen
und  Unterstützer:innen,  die  mitgeholfen  haben,  Internationalismus  2026
auch  unter  diesen  Bedingungen  durchzuführen  und  zu  einem Erfolg  zu
machen.

Noch  wichtiger  aber:  Es  war  das  erste  Camp  von  Arbeiter:innenmacht,
Arbeiter*innenstandpunkt,  der  Marxistischen  Aktion  Schweiz  und  von
REVOLUTION als  Teil  der  Internationalen  Sozialistischen  Liga  (ISL).  So
konnten wir  auch diesmal  Genoss:innen unserer  Schwesterorganisationen
begrüßen:  der  Movimiento  Socialista  de  los  Trabajadores  (MST)  aus
Argentinien, von Workers Power aus Britannien, der Partito Comunista dei
Lavoratori  (PCL)  aus  Italien  und  von  Socialismo  y  Libertad  aus  den
Spanischen Staaten sowie Genoss:innen aus Dänemark.

Internationalismus
Internationalismus ist für uns nicht bloß ein Wort.  Er bestimmt vielmehr
unsere  Pol i t ik ,  unsere  Methode,  unser  Programm,  unseren
Organisationsaufbau. An fünf Tagen beschäftigten wir uns in 65 Workshops
und  Plenumsdiskussionen  mit  zentralen  Fragen  des  internationalen
Klassenkampfes und dem Kampf gegen die Merz-Regierung. Wenn wir diese
Welt  grundlegend,  also  revolutionär,  verändern  wollen,  müssen  wir  die
Ursache der kapitalistischen Krise, des Kampfes um die Neuaufteilung der
Welt,  der  drohenden  ökologischen  Katastrophe,  von  Krieg,  Vertreibung,
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Aufstieg der Rechten, Rassismus und Nationalismus verstehen. Wir müssen
den Kampf gegen die soziale Unterdrückung von Frauen und Queers, der
Jugend,  unterdrückter  Nationen,  von  Migrant:innen und Geflüchteten  als
integralen  Bestandteil  des  Klassenkampfes  verstehen  und  lernen,  diese
Bewegungen  und  Mobilisierungen  aufzubauen  und  eine  sozialistische
Perspektive  hineinzutragen.

Die Zeilen dieses Berichts reichen leider nicht aus, auch nur die wichtigsten
Diskussionspunkte und Beiträge darzustellen. Wir freuen uns aber besonders
über die Beiträge von Genoss:innen aus anderen Sektionen, die teilweise vor
Ort, teilweise online ihre Vorträge präsentierten. So Genosse Esra aus Kenia,
Genosse  Shahzad aus  Pakistan,  Genosse  Bill  aus  den  USA und Genosse
Mariano aus Argentinien.

Themen
Thematisch  behandelten  wir  die  Entwicklung  der  Weltwirtschaft,  den
Niedergang der  US-Hegemonie  wie  den  Aufstieg  Chinas  als  wichtigstem
imperialistischen  Rivalen,  aber  auch  die  Krise  der  EU.  Darüber  hinaus
beschäftigten wir uns intensiv mit dem Krieg in der Ukraine und dessen
Doppelcharakter  –  neuer  Kalter  Krieg zwischen Russland und der  NATO
einerseits und gerechtfertigter Verteidigungskrieg der Ukraine anderseits.
Mehrere Workshops widmeten wir der Lage im Iran, dem Kampf gegen den
US-Imperialismus, aber ebenso den revolutionären Perspektiven gegen das
reaktionäre Regime im Iran. Ebenso intensiv beschäftigten wir uns mit der
Lage in Palästina.

Den zweiten Tag unserer Schulung widmeten wir  dem Kampf gegen die
Unterdrückung von Frauen und LGBTIAQ-Personen sowie dem Kampf gegen
Rassismus. Wir planen, bis Ende dieses Jahres umfangreiche Thesen zum
Rassismus im Rahmen des theoretischen Organs Revolutionärer Marxismus
zu veröffentlichen.  Einen Zwischenstand der Arbeit  präsentierten wir  am
Camp.

Die Krise der EU und der Generalangriff unter Merz auf Rente, Jobs und
soziale Sicherungssysteme bildeten einen weiteren Schwerpunkt. Dabei stellt



sich wie immer gebieterisch die Frage: Wie können wir den Einfluss der
Bürokratie brechen, die mit ihrer Politik der Sozialpartner:innenschaft und
der  Unterstützung des  deutschen Imperialismus jeden Widerstand lähmt.
Einen Schwerpunkt bildete dabei  auch der Kampf gegen Aufrüstung und
Militarisierung – sowohl auf theoretischer und praktischer Ebene wie auch
im Kampf von REVOLUTION an den Schulen und auf der Straße, in einem
breiten Bündnis gegen die Wehrpflicht und die Bundeswehr an Schulen zu
mobilisieren.

Führungskrise
Wie bei allen Camps stellten die Führungskrise der Arbeiter:innenklasse und
unsere Intervention einen zentralen Schwerpunkt dar. So beschäftigten sich
mehrere Workshops mit der Partei Die Linke, der Kritik ihres reformistischen
Programms sowie  den  Aufgaben,  die  sich  für  Revolutionär:innen  stellen.
Ebenso widmeten wir uns den Lehren aus dem historischen Versagen des
Stalinismus – eine Auseinandersetzung, die wir für unabdingbar halten, da
sich maoistische und stalinistische Strömungen gerade in der Jugend als –
falsche  –  Alternative  zum  sozialdemokratischen  Reformismus  und  zur
Gewerkschaftsbürokratie  präsentieren.

Einen  Höhepunkt  bei  der  Beschäftigung  mit  Umgruppierung  und
Perspektiven der Arbeiter:innenklasse bildete die Diskussion um die Lage in
Argentinien, wo die FIT-U an einem Scheideweg steht.  Sie steht vor der
Aufgabe, ihre Grenzen als bloße Wahlfront zu überwinden und zu einer Partei
zu  werden,  die  Zehntausende  Wähler:innen,  die  sich  vom  Peronismus
abgewandt und der FIT-U zugewandt haben, zu organisieren und für eine
vereinigte revolutionäre Arbeiter:innenpartei auf Basis eines Programms für
eine Arbeiter:innenregierung zu gewinnen. Im Rahmen einer Rundreise von
Alejandro  Bodart  planen  wir  dazu,  Anfang  Oktober  auch  eine  große
öffentliche  Veranstaltung  in  Berlin  durchzuführen.

Anders als auf dem vorhergehenden Camp organisierten wir auch mehrere
Workshops zur Vermittlung praktischer Skills (Fähigkeiten). Und wie immer
gab es nicht nur Debatten und Diskussionen, sondern auch ein politisches
und kulturelles Abend- und Freizeitprogramm mit Sport, Filmvorführungen,



einem Cello-/Violin-Konzert  und einer mittlerweile  zum festen Bestandteil
unserer Camps gewordenen Rap-Battle.

Wir gehen gestärkt aus dem Camp hervor
Schließlich  widmeten  wir  uns  in  mehreren  Workshops  dem  Aufbau  der
Internationalen Sozialistischen Liga (ISL), ihrem Programm, ihrer Methode
und  ihrer  weiteren  Entwicklung  als  internationale  Strömung,  darunter
unserer Arbeit in Kenia, Pakistan, Argentinien und unseren internationalen
Kampagnen wie z. B. der Teilnahme an der Global Sumud Flotilla. Außerdem
sammelten wir hunderte Euros für die Genoss:innen im Libanon und deren
Kampf gegen die „Normalisierung“ des Verhältnisses zu Israel  durch die
libanesische Regierung. Das abschließende Plenum widmeten wir ganz der
Frage des Aufbaus unserer internationalen Strömung und wie wir zu einer
revolutionären Internationale kommen. Sprecher:innen aus Argentinien, dem
spanischen Staat, Deutschland und Österreich sowie zahlreiche Beiträge aus
dem Publikum zogen eine sehr positive Bilanz. Zu Recht.

International ismus  2026  hat  dazu  beigetragen,  die  Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Arbeiter*innenstandpunkt, die Marxistische Aktion und
REVOLUTION zu  stärken.  Internationalismus  2026  hat  zugleich  und  vor
allem auch die ISL gestärkt.

Erstens  und  vor  allem,  weil  sich  die  Genoss:innen  neues  Wissen,  neue
Fähigkeiten für den Klassenkampf angeeignet haben. Es ist eine zentrale
Aufgabe jedes Camps, Revolutionär:innen zu stärken, Kader für den Kampf
heranzubilden und zu stärken. Denn Kader können nicht erst im Moment der
Revolution  gebildet  werden.  Revolutionäres  Bewusstsein  fällt  nicht  vom
Himmel  und  Organisation  entsteht  nicht  spontan.  Wie  wir  Situationen
analysieren,  Menschen  überzeugen  und  Kämpfe  organisieren  –  all  das
müssen wir lernen. Und dazu hat das Camp viel beigetragen. Wir haben eine
Woche genutzt, uns Wissen anzueignen und zu lernen, wie wir es in den
kommenden  Monaten  gemeinsam  in  die  Welt  hinaustragen.  An  unseren
Schulen,  Universitäten  und  in  Betrieben,  Gewerkschaften  und
Organisationen  wie  Die  Linke.



Zweitens ist ein fünftägiges Camp wie Internationalismus 2026 nicht nur ein
Ort, an dem sich Individuen Neues aneignen. Es dient ebenso sehr dazu, eine
Organisation als  solidarisches Kollektiv,  als  Instrument des gemeinsamen
Kampfes zu stärken. Denn gemeinsamer Kampfgeist, die Kampfmoral, die ein
solches  Camp  zu  schaffen  vermag,  der  gelebte  Austausch  und
Internationalismus über die Grenzen hinweg machen ein Camp erst zu einem
wirklich erfolgreichen. Denn wir wollen die Welt nicht bloß richtig verstehen,
wir wollen sie radikal verändern, alle Verhältnisse umwerfen, in denen die
Menschen geknechtete, verächtliche, erniedrigte, entfremdete Wesen zu sein
gezwungen  sind.  Wer  eine  sozialistische  Welt,  frei  von  Ausbeutung  und
Unterdrückung,  schaffen  will,  muss  auch  die  Mittel  dazu  wollen:  eine
revolutionäre Partei und Internationale!

Statement  zum  Centro
Rauswurf:  Das  Elend  der
deutschen Linken
von REVOLUTION Hamburg, November 2024

Diesen  Mittwoch  wurden  wir  aus  unseren  Räumen  im  Centro  Sociale
geworfen,  weil  wir  das  Recht  von  Palästinenser:innen  auf  Widerstand
anerkennen.

Was ist passiert? Die Entscheidung des Hauses fiel auf einem Plenum, bei
dem der Großteil der im Centro arbeitenden Gruppen vertreten war. Auslöser
dafür war eine Diskussionsveranstaltung mit dem Titel: „Ein Jahr Ausbruch
aus Gaza. Wie erkämpfen wir die Befreiung in Palästina?“ Diese hatten wir
letzten Monat im Rahmen unseres Plenums abgehalten.

Im Ankündigungstext und auf der Veranstaltung haben wir uns solidarisch
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mit dem palästinensischen Widerstand gezeigt. Wir haben deutlich gemacht,
dass Angriffe auf Zivilist:innen abzulehnen sind, dass es aber legitim ist, den
Grenzzaun  einzureißen,  der  für  zwei  Millionen  Menschen  in  Gaza  eine
Gefängnismauer darstellt. Es ist gerechtfertigt, eine Armee anzugreifen, die
seit ihrer Entstehung gezielt Palästinenser:innen vertreibt und tötet. Ziel der
Veranstaltung  war  es,  auf  dieser  Grundlage  über  die  Strategie  des
palästinensischen Befreiungskampfes zu diskutieren. Dabei haben wir uns für
den  Aufbau  einer  unabhängigen  revolutionären  Arbeiter:innenpartei
starkgemacht.

Dafür wurden wir nun rausgeworfen.

Die Mehrheit der Gruppen im Centro Sociale macht uns zwei Vorwürfe:

1.  Wir  hätten  das  Vertrauen  anderer  Gruppen
gebrochen,  weil  wir  eine  Veranstaltung  zum  Thema
Palästina durchgeführt haben.
Auf  unseren  Ortsgruppentreffen  bieten  wir  jede  Woche  Vorträge  und
Diskussionen an – und das schon seit über zwei Jahren. Wie wir uns zum
palästinensischen  Befreiungskampf  positionieren,  haben  wir  in  unserem
offen einsehbaren Programm und seit fast 2 Jahrzehnten in etlichen Artikeln
niedergeschrieben (z.B. hier ein Artikel aus 2006). Positionen zum 7. Oktober
sind seit letztem Herbst auf unserer Website und auf Instagram nachzulesen.
In einem linken Zentrum müssen wir in der Lage sein, unsere Politik machen
zu können, wir verlangen von anderen Gruppen auch nicht, bei ihrer Arbeit
auf  unsere  Inhalte  Rücksicht  zu  nehmen.  Die  Anschuldigung  des
Vertrauensbruchs dient lediglich als Vorwand für den eigentlichen Vorwurf:

2. Unsere Position sei antisemitisch.
Der wahre Grund für den Rauswurf liegt an unseren Inhalten: Kein anderes
Diskussionsthema mussten wir uns jemals vom Centro erlauben lassen. Dem
Widerstand ein antisemitisches Motiv anzudichten, ist eine Frechheit. Die
Palästinenser:innen wehren sich nicht, weil ihre Unterdrücker:innen jüdisch
sind,  sie  wehren  sich,  weil  es  ihre  Unterdrücker:innen  sind.  Die
Gleichsetzung des Staates Israel mit allen Jüd:innen ist selbst antisemitisch,
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denn  damit  werden  Siedlungskolonialismus  und  Genozid  zu  jüdischen
Eigenschaften erklärt. Wir werden uns nicht zensieren lassen oder unsere
Solidarität  mit  dem  palästinensischen  Widerstand  brechen,  weil
irgendwelche  Deutschen  damit  ein  Problem  haben.

Warum vertreten wir diese Position?
Alle  Unterdrückten haben das  Recht,  sich  gegen ihre  Unterdrückung zu
wehren. Die Frage danach, wer wen unterdrückt, ist eindeutig geklärt: Israel
ist kein ums Überleben kämpfender „Safe Space für Jüd:innen“, der auf die
Unterstützung von deutschen „Linken“ angewiesen wäre. Das zionistische
Projekt ist ein hochgerüsteter Kolonialstaat, bei dem ethnische Säuberungen
von Anfang an zum Repertoire gehörten. Deswegen sehen wir die Angriffe
auf den Grenzzaun und andere militärische Einrichtungen am 7. Oktober als
legitim an.

Für den Widerstand gegen Kolonialismus, Krieg und Genozid haben wir nicht
nur Verständnis, wir unterstützen ihn bedingungslos. In Gaza haben vor dem
Beginn des Genozids 2 Millionen Menschen zusammengepfercht auf engstem
Gebiet gelebt. Die Bevölkerung war sehr jung und als Folge der Nakba oft
seit  mehreren  Generationen  Geflüchtete.  Gaza  stand  unter  israelischer
Blockade:  so gut wie jedes wirtschaftliche Leben wurde unterbunden,  es
herrschten  hohe  Arbeitslosigkeit  und  entsprechendes  Elend  in  der
Bevölkerung. 80% der Bevölkerung waren auf humanitäre Hilfe angewiesen.
Diese Menschen hatten jedes Recht, ihre Gefängnismauern einzureißen!

Und was ist mit der Hamas?
Einige werden uns jetzt  vorwerfen,  dass wir  die  Taten der Hamas nicht
gutheißen können. Ja, die Hamas ist reaktionär, und sie wird kein befreites
Palästina  erkämpfen.  Aber  zurzeit  ist  sie  die  größte  Kraft  im
palästinensischen  Widerstand.  Da  wir  kein  Vertrauen  in  imperialistische
„Kompromisslösungen“ und „Friedensabkommen“ haben, stellt der aktuelle
Widerstand eine entscheidende Kraft im Kampf für ein freies Palästina dar.
Deswegen  setzen  wir  uns  für  linke  Positionen  und  eine  revolutionäre
proletarische Führung dieser Befreiungsbewegung ein.



Dabei ist es wichtig, als linke bzw. proletarische Kräfte unabhängig von der
Hamas und anderen bürgerlichen Kräften zu bleiben und deren Ideologie und
Strategie zu kritisieren. Die Unterstützung des Widerstandes und die Kritik
an  ihrer  Führung  sind  für  uns  kein  Widerspruch,  sondern  gehören
zusammen. Dass der Widerstand derzeit von Islamist:innen angeführt wird,
bedeutet nicht, dass damit das Recht der Palästinenser:innen verfällt, sich zu
wehren.

Das Elend der deutschen Linken
Die  Mehrheitsposition  im Centro  steht  exemplarisch  für  große  Teile  der
deutschen  Linken:  Selbst  nach  über  einem Jahr  Genozid  sind  sie  davon
überzeugt, dass die Situation „zu kompliziert“ sei, um sich eine eindeutige
Meinung  zu  bilden.  Den  rassistischen  Hetzkampagnen  der  bürgerlichen
Medien  wird  unhinterfragt  Glauben  geschenkt.  Aus  hohlen  Phrasen  wie
„Solidarität mit der Zivilbevölkerung“ oder „Gegen Netanjahu und Hamas“
folgt  keine politische Forderung oder  Aktivität  und dient  angesichts  von
Hunderttausenden Toten in Gaza nur dazu sich nicht den politischen und
moralischen Bankrott einzugestehen.

An  unserem  Rauswurf  zeigt  sich,  dass  solche  Kräfte  sich  lediglich  im
Wortlaut solidarisch erklären. Sobald die vielbeschworene Zivilbevölkerung
anfängt,  sich  zu  wehren,  wird  die  Solidarität  untersagt.  Die  falsche
Gleichsetzung von Unterdrücker:innen und Unterdrückten ist zahnlos und
bringt  den  leidenden  und  kämpfenden  Palästinenser:innen  nichts.
Stattdessen  hält  sie  dem  deutschen  Staat  mit  seiner  Staatsräson  und
Komplizenschaft  den  Rücken  frei.  Indem  linken,  palästinasolidarischen
Gruppen  die  Räume  entzogen  werden,  reiht  das  Centro  sich  in  die
Repressionen des Staates ein. Während Hunderttausende sterben, bleiben
diese Gruppen untätig und klopfen sich dafür noch auf die Schulter. Damit
stellen  sie  sich  dem  Aufbau  einer  Bewegung  in  den  Weg,  welche
Waffenlieferungen und die politische Unterstützung der Massaker durch die
BRD  stoppen  könnte  und  so  den  Menschen  vor  Ort  wirklich  hilft.  Die
Mehrheit  des  Centros  erledigt  hier  in  der  Manier  eines  Hilfssheriffs  die
Arbeit des deutschen Staates.



Jugendunterdrückung und Bevormundung
In  der  Diskussion  kam es  außerdem zu  paternalistischem Verhalten  von
einzelnen Mitgliedern des Centros. Wir seien mit Abstand die jüngste Gruppe
dort, deshalb müsse man uns einfach beibringen, auf welchem Irrweg wir
Jugendlichen seien. Diese Leute sprachen sich gegen den Rauswurf aus, weil
er die „falsche pädagogische Maßnahme“ sei. Das zeugt von Arroganz und
Jugendunterdrückung.  Diese  Leute  vertreten  selbst  eine  uninformierte,
kleinkarierte und den bürgerlichen Staat unterstützende Position und sind in
keiner Lage, uns belehren zu können! Als Jugendliche vertreten wir stolz
unsere  Positionen  und  diskutieren  gerne  mit  anderen,  aber  nur  auf
Augenhöhe! Dafür wäre unsere Diskussionsveranstaltung der passende Ort
gewesen.

Wer  die  Welt  zum  Positiven  verändern  will,  muss  das  Recht  aller
Unterdrückten auf Widerstand anerkennen. Es wird Zeit, dass die Mehrheit
der deutschen Linken das versteht.

Von Hamburg bis nach Gaza – Yallah Intifada!

Solidarität  mit  der  queeren
Hausbesetzung in Hannover! Für
die Enteignung von Wohnraum!
von Revolution Hannover  (geschrieben von Leni  Kronstadt,  Jail,  Peter  &
Charlie), Mai 2024

In Hannover wurde in der Nacht vom 17.5. zum 18.5. am Klagesmarkt ein
Haus besetzt. Zeitgleich zum CSD wurde die Besetzung bekannt gemacht.
Aktivist:innen hingen Transparente aus den Fenstern, es wurde Pyrotechnik
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in  den  Farben  der  Trans*  Fahne  gezündet.  Von  Seiten  der  CSD-
Besucher:innen gab es großen Jubel, Applaus und zustimmende Rufe. Eine
Menschenmenge  bildete  sich  vor  dem Haus.  Es  gab  antisexistische  und
antiqueerfeindliche Parolen. Das besetzte Haus steht seit zehn Jahren leer
und dient den Besitzer:innen als Spekulationsobjekt. Bereits vor fünf Jahren
wurde es schon einmal besetzt, kurz nach der Besetzung allerdings geräumt.
Die Besetzer:innen zeigten sich kooperationsbreit, was die Besitzer:innen des
Hauses  nicht  davon abhielt,  Anzeige  zu  erstatten und eine  Räumung zu
fordern.  Nur  wenige  Stunden  nach  dem  Bekanntwerden  der  Besetzung
griffen Bullen die Kundgebung vor dem Haus mit Pfefferspray und Schlägen
an,  nahmen Menschen fest  und riegelten das  Haus ab.  Viele  Menschen,
Besetzer:innen sowie CSD-Teilnehmer:innen wurden verletzt. Die Polizei gab
später  auf  X  (ehemals  Twitter)  an,  sie  seien  vor  dem Haus  angegriffen
worden. Diese Behauptung konnte nicht durch Videos oder Fotos bestätigt
werden.  Gegen  Abend  wurde  das  Haus  dann  mit  Hilfe  der  Feuerwehr
geräumt,  da sich Aktivist:innen auf  dem Dach des  Gebäudes positioniert
hatten. Die Besetzer:innen erhielten einen Platzverweis.

Und das alles, obwohl auf jeden obdachlosen Menschen in Hannover gleich
mehrere leerstehende Wohnungen kommen und die Stadt Hannover sechs
Millionen Euro an Geldern für Jugend und Sozialarbeit streichen will. Die
Besetzung hätte eine Türöffnung für einen queeren Safer-Space darstellen
können, denn queere Menschen sind immer noch überdurchschnittlich oft
von Obdachlosigkeit und Gewalt betroffen. Zudem mangelt es an allen Ecken
und Enden an Angeboten und Unterstützung für queere Jugendliche. Statt
Wohnraum zu schaffen und ernsthaft das Problem von Wohnungslosigkeit im
Kapitalismus anzugehen, werden Wohnungen als Spekulationsobjekt genutzt
und Mietpreise in die Höhe getrieben. Sobald dann das Elend, das durch
dieses inhumane Wirtschaften mit Grundbedürfnissen von Menschen sichtbar
wird, wird eine Verdrängungspolitik mit Bullenwachen und wie in Hannover
am Raschplatz mit  Freizeitangeboten,  die von Security rund um die Uhr
bewacht werden,  durchgesetzt.  Dass diese Verdrängungspolitik  allerdings
nicht zur Lösung des Problems führt, ist offensichtlich.



Wohnraum muss enteignet werden!
Wir  sind  solidarisch  mit  den  Hausbesetzer:innen,  da  besetzte  Häuser
sicherere und selbstverwaltete Räume ermöglichen können, auch wenn es
keine  komplett  sicheren  Räume  im  kapitalistischen  System geben  kann.
Besonders für diejenigen,  die unter den katastrophalen Bedingungen des
aktuellen Wohnungsmarktes kein bezahlbares Zuhause mehr finden, stellen
sie  aber  oft  eine  letzte  Rettung  dar.  Gleichzeitig  ist  es  jedoch  wichtig
aufzuzeigen,  dass Besetzungen allein das Problem der Wohnungslosigkeit
nicht lösen können. Es ist ein fester Teil des kapitalistischen Systems und
dient dazu, dieses zu stützen: Wer sich nicht genug ausbeuten lassen kann
oder  wi l l ,  landet  auf  der  Straße.  Um  dieses  grundlegende
Ausbeutungsverhältnis  aufzuheben,  müssen  wir  den  Kapitalismus
überwinden.  Da  dieser  auf  Eigentumsverhältnissen  beruht,  können
Besetzungen durchaus ein Werkzeug sein, da sie die Differenzen zwischen
den Interessen des Kapitals, das durch den Staat verteidigt wird mit Hilfe der
Polizei, und den Interessen der Arbeiter:innenklasse aufzeigen können. Eine
wirkliche Problemlösung für die Wohnungsnot stellen sie allein deswegen
schon nicht dar, da es meistens für Menschen, die nicht in der linken Szene
vernetzt sind, quasi unmöglich ist, die besetzten Räume zu nutzen. Eine reine
Besetzung sollte also nicht das einzige Ziel sein, sondern mit dem Fokus auf
der  Enteignung  durchgeführt  werden.  Es  braucht  die  Kontrolle  von
Mieter:innen über die Wohnungen, die Enteignung von Vermieter:innen und
Immobilienkonzernen und Wohnungsbau unter Arbeiter:innenkontrolle, um
das Problem ernsthaft zu lösen.

Queer-Unterdrückung & Kapitalismus
Gerade in Zeiten des Rechtsruckes ist es wichtig aufzuzeigen, dass das Ideal
der  bürgerlichen  Familie  im  Kapitalismus  der  Profitmaximierung  der
Kapitalist:innen dient. Es dient zur Unterdrückung der Frau, ermöglicht eine
für den Staat möglichst kostengünstige Reproduktionsarbeit und ist somit
behilflich dabei, Gewinn zu maximieren: Care-Arbeit ist Privatangelegenheit
und Frauen leisten diese unentlohnt und oftmals allein, während Männer
durch ihre Lohnarbeit die Familie finanziell versorgen sollen. Da von diesem



Gehalt allein kaum eine Familie überleben kann, leisten Frauen neben ihrer
Care-Arbeit  meist  noch zusätzliche Lohnarbeit.  Queere  Menschen passen
nicht  in  dieses  Weltbild,  da  sie  sich  eben  nicht  so  leicht  in  die
vorgeschriebenen  Rollen  quetschen  lassen,  was  dazu  führt,  dass  queere
Menschen angefeindet und als „anders“ angesehen werden. Im Kapitalismus
werden also einerseits queere Menschen unterdrückt und ihnen wird zum
Beispiel  durch  unnötige  Verbote  oder  unzureichende  Gesetze  das  Leben
schwer gemacht.  Zum anderen werden Pride-Fahnen und die CSDs auch
immer wieder für Marketing von Konzernen und auch Polizei und Armee
genutzt. So auch in Hannover.

Keine Pride mit der Polizei!
Gerade im Pridemonth gibt es unzählige Produkte mit Pridefahnen zu kaufen,
und  die  Polizei  hat  Infostände  und  eigene  Wagen  auf  den  CSD-
Demonstrationen. Obwohl sie es waren, die vor nicht einmal fünfzig Jahren
noch  prügelnd  durch  queere  Bars  randaliert  sind  und  queerfeindliche
Gesetze  durchgesetzt  haben,  was  überhaupt  erst  zur  Tradition  des
Christopher Street Days führte. Wie wir wissen: The first pride was a riot!
Auch heute prügeln die Cops immer noch auf Queers ein, wie es bei der
Kundgebung vor dem besetzten Haus auf  unzähligen Videos festgehalten
wurde. Die Bullen scheuen immer noch nicht davor zurück, queere Menschen
zusammenzuschlagen, die an friedlichen Veranstaltungen teilnehmen. Solche
Szenen sind keine „Einzelfälle“, sondern zeigen, welche Rolle die Polizei im
Kapitalismus spielt: Sie ist die institutionalisierte und monopolisierte Gewalt
des  Staates.  Das  bedeutet,  dass  sie  die  Politik  des  Staates  mit  Gewalt
durchsetzt. Im Kapitalismus steht dieser im Dienste der herrschenden Klasse
und  verteidigt  deren  Eigentum,  da  sie  durch  diesen  Profit  erzeugt.
Hausbesetzungen  stellen  diese  Eigentumsverhältnisse  des  Wohnraums
eindeutig  in  Frage  und  werden  damit  automatisch  von  der  Polizei
zerschlagen. Auch Queers stellen die Herrschaftsordnung des Kapitalismus
in Frage, wie weiter oben bereits erläutert. Die Polizei hat also auf dem CSD
nichts zu suchen. Sie führt die Interessen des bürgerlichen Staates aus und
ist kein Teil der Arbeiter:innenklasse.



Was können wir also aus diesen Erkenntnissen
schließen?
Unsere Befreiung wird uns nicht geschenkt werden, wir müssen sie selbst
erkämpfen. Vollständige queere Befreiung ist erst nach der Überwindung des
Kapitalismus  möglich,  da  dieser  Queerfeindlichkeit  braucht,  um  seine
Unterdrückungsmechanismen durchsetzen zu können. Trotzdem werfen wir
im Hier und Jetzt Forderungen auf, die unsere Situation verbessern können:

Polizei und Bundeswehr raus aus dem CSD und unseren Schulen!
Enteignung  aller  Immobilienkonzerne  und  Kontrolle  der
Arbeiter:innen über Wohnraum!
Für  unabhängige  Aufarbeitungsstellen  zur  Untersuchung  von
Polizeigewalt unter Kontrolle der Arbeiter:innenbewegung!
F ü r  d e m o k r a t i s c h  l e g i t i m i e r t e  u n d  k o n t r o l l i e r t e
Selbstverteidigungsstrukturen  der  Arbeiter:innen,  Jugendlichen,
Queers & Frauen, sowie allen Unterdrückten und Ausgebeuteten des
Kapitalismus!

Um erfolgreich  gegen unsere  Unterdrückung kämpfen zu  können,  ist  es
wichtig, dass wir uns organisieren. Wenn du Interesse hast, schreib uns eine
DM auf Instagram und komm zu unseren Ortsgruppentreffen!

Berliner  Polizei  löst
Palästinakongress  auf  –

https://onesolutionrevolution.de/berliner-polizei-loest-palaestinakongress-auf-meinungsfreiheit-wird-zur-farce/
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Meinungsfreiheit wird zur Farce
von Martin Suchanek, zuerst erschienen in der Infomail 1251 der Gruppe
Arbeiter:innenmacht, April 2024

Einschränkungen  demokratischer  Rechte  gehören  mittlerweile  zum
Normalzustand  der  „Demokratie“.  Die  von  Merkel  und  Scholz  zur
Staatsräson erklärte  „bedingungslose Solidarität“  mit  Israel  verträgt  sich
offenkundig schlecht mit der Meinungsfreiheit.

Diese kam am 12. April unter die Räder wie selten zuvor in Berlin, einer
Stadt,  die  durchaus  auf  eine  lange  Geschichte  polizeilicher  Gewalt  und
Willkür zurückblicken kann.

Doch  während  sich  Repression  „normalerweise“  auf  Demonstrationen,
Besetzungen, Blockaden, Akte zivilen Ungehorsams oder das Aufbegehren
prekär Beschäftigter konzentriert, galt der Anschlag auf die Meinungsfreiheit
diesmal  einer  Saalveranstaltung,  einer  demokratisch  organisierten
Konferenz,  dem  Palästinakongress.

Staatsräson
Dieser richtet sich nämlich direkt gegen die zur Staatsräson er- und verklärte
Solidarität mit Israel, auch wenn dieser Staat gerade rund 40.000 Menschen
durch Bombardements und Bodentruppen getötet hat, weit über eine Million
Menschen  in  Gaza  vertrieben  wurden  und  akut  Hunderttausende  vom
Hunger bedroht sind. Mit tödlichem Ernst halten die deutsche Regierung wie
die bürgerliche Opposition und die faktisch gleichgeschalteten Medien an der
Fiktion fest, dass Israel keinen genozidalen Angriffskrieg führe, sondern sein
„Recht auf Selbstverteidigung“ ausübe. Und damit nicht genug, Deutschland
unterstützt  den  Krieg  nicht  nur  politisch,  diplomatisch,  sondern  auch
militärisch.  Allein  im  Jahr  2023  haben  sich  die  Rüstungsexporte
verzehnfacht.

Dieser Krieg wird folgerichtig auch im Inneren weitergeführt.  Damit  soll
einerseits die Schuld des deutschen Imperialismus am Holocaust ideologisch
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entsorgt werden, andererseits verfolgt der deutsche Staat damit handfeste
ökonomische und vor allem geostrategische Interessen.

So gerät schon die Ausübung des Rechts auf  Meinungsfreiheit  zur quasi
kriminellen Betätigung. Seit Wochen wird in den Medien, von reaktionären
wie  „demokratischen“  Stimmungsmacher:innen,  nach  dem  Verbot  der
Veranstaltung gerufen. Nachdem das rechtlich nicht ging, wurde tagelang
gefordert  und  gedroht,  was  am 12.  April  von  der  Polizei  durchgezogen
wurde. Berlins rechtskonservativer Bürgermeister Wegner hatte schon lange
ein  „rigoroses  Einschreiten“  beim  „kleinsten  Verdacht“  gesetzwidriger
Aussagen  angekündet.  Im  Klartext  heißt  das  nichts  anderes  als  die
angedrohte Kriminalisierung jeder offenen Kritik am Staat Israel und seiner
rassistischen  Grundlagen,  jeder  Solidarisierung  mit  Palästina,  jedes
Antizionismus  und  jedes  Eintretens  für  die  demokratischen  Rechte  des
palästinensischen  Volkes,  insbesondere  dessen  auf  nationale
Selbstbestimmung.

Provokation
Daher begann der Tag schon mit abstrusen und absurden Schikanen. Die
Brandschutzverordnung und das Bauamt wurden bemüht, um einen Vorwand
zu  finden,  nur  250  Personen  in  die  für  600  Menschen  ausgelegten
Räumlichkeiten  zu  lassen.  Hunderte  Menschen  konnten  daher  an  der
Veranstaltung erst gar nicht teilnehmen. Zudem zog die Polizei den gesamten
Prozess des Einlassens der Teilnehmer:innen über Stunden hin.  Während
hunderten  Menschen  mit  Eintrittskarten  der  Zutritt  von  der  Obrigkeit
verwehrt  wurde,  schleuste  die  Polizei  –  unter  frecher  Missachtung  des
Hausrechtes  der  Veranstalter:innen  –  prozionistische,  hetzerische
Journalist:innen von Welt und Co. ein. Darüber hinaus machten die Cops die
massive Präsenz uniformierter und aller möglichen Polizist:innen in Zivil zur
Bedingung, dass die Veranstaltung überhaupt beginnen konnte.

Trotz all dieser Schikanen, Provokationen und polizeistaatlicher Mittel, von
denen Putin  und Erdogan,  Netanjahu und Biden,  aber  auch Meloni  und
Macron noch einiges lernen könnten, begann der Kongress.



Rede von Habh Jamal
In einer ergreifenden Rede entlarvte Hebh Jamal die Lügen, aber auch die
Kooperation der Unterdrücker:innen weltweit, eine Kooperation, die keine
Verschwörung ist, sondern die das gemeinsame Interesse der herrschenden
Klassen  an  einer  imperialistischen  Ordnung  deutlich  macht,  die  auf
Ausbeutung und Unterdrückung basiert. Vor allem machte sie deutlich, dass
eine  Konferenz,  die  die  Verbrechen  der  Nakba,  die  Vertreibung  und
Unterdrückung der Palästinenser:innen verdeutlicht und die Komplizenschaft
des deutschen Imperialismus hervorhebt, auch einen Akt des Widerstandes
darstellt.

Denn in der Anklage gegen diese Politik, die die Konferenz schon im Vorfeld
erhob, liegt notwendig und untrennbar ein Durchbrechen des Schweigens,
ein Moment der Solidarisierung, die zur Aktion, zum Handeln drängt, zur
Vertiefung und besseren Koordinierung unserer Bewegung.

Das  wollen  die  deutsche  Regierung  sowie  das  gesamte  politische
Establishment, ob nun Ampelkoalition oder Unionsparteien, ja selbst die AfD
und Teile der Linkspartei verhindern. Die Berliner Polizei rückte mit gut 900
Einsatzkräften an, um diesen politischen Auftrag umzusetzen. Und sie tat es.

That’s what imperialist „democracy“ looks like
Die Videobotschaft von Salman Abu Sitta, über den der deutsche Staat wegen
seines Engagements ein Einreiseverbot verhängt hatte, wurde schon nach
wenigen Minuten und ohne ersichtlichen Grund von der Polizei gestoppt.
Dafür  wurden schließlich  gegenüber  der  Anwältin  der  Veranstalter:innen
mehrere,  einander  widersprechende,  selbst  nach  bürgerlichem  Recht
überaus fragwürdige Gründe geliefert. So erklärte die Polizei einmal, dass
die Rede Passagen enthalten könnte, die volksverhetzerisch sein könnten.
Dies würde geprüft werden. Frei nach dem Motto „Viel hilft viel“ hieß es
später,  dass  Salman  Abu  Sitta  ein  politisches  Betätigungsverbot  in
Deutschland habe. Seit wann und woher, wussten die Polizeikräfte ebenso
wenig zu erklären wie die Frage,  ob das Abspielen einer Videobotschaft
überhaupt darunter falle.  Doch wer braucht  schon Gründe,  wenn er  das



Gewaltmonopol auf seiner Seite hat? Und um gleich alle Unklarheiten aus
der  Welt  zu  schaffen,  dass  hier  das  Recht  auf  Versammlungs-  und
Meinungsfreiheit mit Füßen getreten wird, wurde der Kongress auch gleich
für  Samstag  und  Sonntag  samt  sämtlicher  Nachfolgeveranstaltungen
verboten.

Die Polizei konnte den Kongress sprengen und auflösen. Doch sie wird uns
weder  zum Schweigen  bringen  noch  wird  sie  ihr  Ziel  erreichen,  unsere
Bewegung, die wächst und stärker wird, zu zerstören.

Im Gegenteil. Die willkürliche Auflösung des Kongresses und der Anschlag
auf die Meinungsfreiheit offenbaren nicht nur den repressiven Charakter der
Polizei.  Sie  verdeutlichen  auch  den  antidemokratischen  Charakter  der
deutschen  Regierungspolitik.  Und  sie  zeigen  die  enge  Verbindung  von
imperialistische Politik und der monopolisierten öffentlichen Meinung. Denn
neben  der  Repression  stehen  wir  auch  einer  orchestrierten  Hetze  und
Verleumdung  samt  einer  massiven  Welle  antipalästinensischen,
antimuslimischen  und  antiarabischen  Rassismus’  entgegen.

Dass  die  deutschen  Medien  auch  gegen  Genoss:innen  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht und von REVOLUTION hetzen, zeigt unserer Meinung
nach nur,  dass  wir  etwas richtig  gemacht  haben.  Wir  wollen aber  nicht
vergessen,  dass das deutsche Establishment in den letzten Wochen auch
seine  antisemitische  Seite  zeigt,  wenn  sie  antizionistische  Juden  und
Jüdinnen, vor allem die Genoss:innen der „Jüdischen Stimme für gerechten
Frieden  in  Nahost“,  öffentlich  diffamiert  und  die  Berliner  Sparkasse  ihr
Vereinkonto sperrt. Vor allem aber dürfen wir nicht vergessen, dass es vor
allem unsere  palästinensischen  Genoss:innen  sind,  die  auf  das  Brutalste
angegriffen, deren Vereine und Organisationen bedroht und kriminalisiert
werden  und  über  denen  das  Damoklesschwert  der  Abschiebung  hängt,
während  zugleich  ihre  Freund:innen  und  Angehörigen  sterben  oder
vertrieben  werden.

Heute, am 12. April 2024, haben die Wegners und Giffeys, die Scholz’ und
Baerbocks  unseren  Kongress  auflösen  können.  Sie  verfügen  über  die
Machtmittel,  dies  zu  tun.  Doch  sie  mögen  sich  ihres  „Erfolges“,  ihres



„Sieges“  über  unsere demokratischen Rechte  nicht  zu sicher  sein  –  und
gewiss  werden sie  sich nicht  zu lange darüber erfreuen.  Auch wenn sie
vermochten, unseren Kongress aufzulösen, so wurde er – und dies ist ein
Stück  Ironie  der  Geschichte  –  weltweit  bekannter.  Vor  allem  hat  die
Repression  weit  mehr  Menschen  den   reaktionären,  antidemokratischen
Charakter  des  deutschen Kapitalismus  vor  Augen geführt,  als  es  unsere
Reden, Beiträge, Diskussionen, Beschlüsse allein vermocht hätten. Gerade
der deutsche Imperialismus hat sich über Jahrzehnte das Image aufgebaut,
vergleichsweise  „demokratisch“  und  „wertebasiert“  zu  sein.  Diese
selbstgefällige  Lüge  entlarvt  er  gerade  selbst.

Wir werden dafür sorgen, dass sie ihm im Halse steckenbleibt. Sie können
einen  Kongress  verbieten,  unseren  Widerstand,  Kampfeswillen,  unsere
Entschlossenheit werden sie nicht brechen. Denn wir kämpfen im Gegensatz
zu ihnen für eine gerechte Sache, für Freiheit und Selbstbestimmung des
palästinensischen  Volkes,  für  eine  Welt  ohne  Ausbeutung  und
Unterdrückung.

Statement zu Angriffen auf uns
und  ein  Outing  von
Aktivist:innen in Lüneburg
Von REVOLUTION Lüneburg, März 2024

Seit November ziehen sich durch die linke Szene in Lüneburg Gerüchte über
ein Outing von zwei Aktivist:innen aus den lokalen Antifa-Gruppen, das von
unserer  Organisation  ausgehen  würde.  Seit  November  letzten  Jahres
versuchen  unsere  Genoss:innen  vor  Ort  die  Situation  aufzulösen.
Gesprächsangebote jeglicher Art, auch E-Mails usw. blieben bis heute ohne
Antwort.
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Vor einer Woche bekamen wir das Outing das erste Mal auf einem Treffen zu
sehen.  Dieses Outing hatte eine Reihe an antisemitischen Beleidigungen,
sowie physische Angriffe auf die Aktivist:innen, die darin erwähnt werden,
zur Folge. Diese Angriffe verurteilen wir zutiefst und sind durch nichts zu
entschuldigen! Wir distanzieren uns in jeder Form von diesen Angriffen und
den  Beleidigungen  und  machen  an  dieser  Stelle  nochmal  deutlich:  Wir
stecken weder hinter  dem Outing noch hinter  den Angriffen und heißen
beides nicht gut!
In einer auf das Outing folgende Stellungnahme beschreibt ein Aktivist der
Antifa  Lüneburg/Uelzen,  auch mit  Messern bedroht  worden zu sein.  Wir
stehen solidarisch mit allen Antifaschist:innen, die von solchen Übergriffen
betroffen sind.
Bei  aller Solidarität  müssen wir trotz alledem einige Dinge,  die von den
Betroffenen  in  die  Welt  getragen  werden,  ganz  klar  verurteilen  und
richtigstellen.
In einer Mail an das „Lüneburger Netzwerk gegen Rechts“ sind viele Lügen
vorhanden, zu denen wir hier Stellung beziehen wollen.

1.  REVOLUTION  sind  Antisemit:innen  &
Hamas-Freunde
Wir haben uns in unseren Reden, durch unsere Banner und Materialien klar
gegen  Antisemitismus  positioniert  und  werden  dies  auch  weiterhin  tun.
Unsere Perspektive und Vorstellung für eine Lösung des Nahost-Konfliktes
ist sicherlich eine andere, als die der Antideutschen. Wir stehen weiterhin
und offen: Für eine freie, sozialistische und säkulare Perspektive und einen
Staat  in  dem  alle  Menschen,  unabhängig  von  Ethnie  und  religiöser
Zugehörigkeit gleichberechtigt leben können. Dass das nicht antisemitisch
ist, sollte klar sein und die Diffamierung dieser Perspektive als Antisemitisch
macht tatsächlichen Antisemitismus unsichtbar. Zu diesem Vorwurf haben
wir schon oft Stellung bezogen, für eine Ausführliche Stellungnahme wollen
w i r  a u f  d i e s e n  A r t i k e l  v o n  u n s  v e r w e i s e n :
https://onesolutionrevolution.de/unsere-solidaritaet-mit-palaestina-war-niema
ls-antisemitisch-ist-nicht-antisemitisch-und-wird-auch-nie-antisemitisch-
werden/
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Zu Hamas haben wir uns zuletzt in unserem Artikel „Hamas = ISIS?!“ wie
folgt geäußert:
„Das  offensichtliche  zuerst:  Fortschrittliche  Kräfte  sollten  weder  die
Ideologie,  das politische Programm noch die Kampfmethoden der Hamas
supporten. Verbunden mit der undemokratischen und elitären Ausrichtung
auf  den  Kampf  einiger  Tausend  Milizionäre  sowie  der  wachsendem
Strategielosigkeit,  führte  das  zum  sinnlosen  Massaker  an  hilflosen
israelischen  Zivilist:Innen,  was  nicht  nur  menschlich  schockierend  und
militärisch  sinnlos  war,  sondern  auch  die  Reihen  im  israelischen  Staat
geschlossen  und  die  Bevölkerung  dahinter  weitestgehend geeint  hat.“  ~
https://onesolutionrevolution.de/hamas-isis/

2.  Revolution  ist  verantwortlich  für  die
Angriffe  auf  die  Aktivist:innen  der  lokalen
Antifa-Strukturen
Zitat: „Außerdem sind die beiden Revo-Leute für verschiedene Angriffe auf
Antifaschist*innen in Lüneburg verantwortlich. In den vergangenen Monaten
gab es mehrere Bedrohungen und Beleidigungen. Trauriger Höhepunkt war
eine Bedrohung mit einem Messer am 8. März 2024.“
Auch davon distanzieren wir uns entschieden! Wir heißen diese Taten nicht
gut, warum also sollten wir sie begehen?!

Am  04.  November  bemerkten  unsere  Genoss:innen,  dass  einer  der
Aktivist:innen die vom Outing betroffen sind Fotos von einer Kundgebung in
Solidarität mit den Menschen in Gaza anfertigt. Da persönlicher Kontakt zu
Personen aus diesen Strukturen bestand, fragte ein Genosse, was mit den
Fotos passieren solle und ob diese hochgeladen werden. Als Genoss:innen,
die  in  der  Vergangenheit  bereits  mehrfach  von  Antideutschen  geoutet
wurden,  als  auch  im  Rahmen  einer  rechten  Anschlagsserie  Namentlich
erfasst  wurden,  sehen  wir  das  als  nachvollziehbaren  und  berechtigten
Schritt.

Am 8. November soll eine Facebookseite erstellt worden sein, in dem ein Bild
des Fotografen veröffentlicht wurde, das nach eigenen Angaben von Nazis



stammt. Von dieser Facebookseite haben wir am 23. November erfahren. Um
dem Vorwurf, wir würden dahinter stecken entgegenzutreten, stellten wir
nachfragen an das „Anna&Arthur“, Bündnisse und Gruppen. Diese blieben
unbeantwortet.

In den Wochen und Monaten nach der Veröffentlichung, wurde der Geoutete
mehrfach auf offener Straße angegangen, teils antisemitisch beleidigt und
am 8. März mit einem Messer bedroht. In dem schon genannten Statement
werden diese Vorwürfe direkt mit uns in Verbindung gebracht, auch mit der
Begründung, dass einzelne Genoss:innen von uns, die bei den Kundgebungen
organisatorische  Aufgaben  übernommen  haben,  Teilnehmer:innen  und
Organisator:innen der Demo über die Antideutschen, die die Kundgebungen
beobachteten,  informiert  haben.  Wir  sehen es  als  unsere  Pflicht  an,  die
Kundgebung zu informieren, wenn potentielle Provokateur:innen in der Nähe
sind, um die Kundgebung zu schützen. Das als Aufstacheln zu Angriffen zu
bewerten, ist reine Diffamierung unserer Genoss:innen!

Arbeit gegen Existenzen
Durch die Anschuldigungen in so einer kleinen Stadt und den Einfluss und
die Reichweite der Person, die diese nach Außen trägt, haben die Vorwürfe
auch die  Arbeits-  und Ausbildungsbetriebe einiger  Genoss:innen erreicht.
Dort hat sich durch stille Post und die Formulierungen in der Stellungnahme
die Annahme, wir wären für Messerangriffe auf „die Antifa“ verantwortlich
herumgesprochen. Diese grausamen und unhaltbaren Vorwürfe gegen uns
werden  in  der  Lüneburger  Szene  als  Fakt  aufgenommen.  Dass  unsere
Genoss:innen massiv damit gefährdet werden, spielt für die Aktivist:innen
offensichtlich  keine  Rolle.  Wohl  wissend,  dass  die  Adresse  von  den
Genoss:innen  bekannt  ist,  dass  die  Genoss:innen  mit  ihren  Kindern
unterwegs  sind.

Bei  aller  Solidarität,  die  wir  und  unser  Umfeld  mit  den  Opfern  dieser
physischen, verbalen und psychischen Gewalt haben, verurteilen wir auch die
Leichtfertigkeit, mit der hier nicht nur mit der politischen Existenz von uns
als  Organisation in  Lüneburg,  sondern auch mit  den Existenzen unserer
Genoss:innen gespielt wird.



Die Personen hier haben sich nicht einmal die Zeit genommen ein Gespräch
zu führen,  eine gemeinsame Lösung zu finden. Jederzeit  wären wir dazu
bereit  gewesen diese  Taten öffentlich  zu  verurteilen  und die  ganze  Zeit
haben wir unsere Solidarität trotz der Vorwürfe gegen uns ausgesprochen.

Im Kampf gegen den Rechtsruck werden wir nur erfolgreich sein können,
wenn wir es schaffen, auf der Basis einer offenen demokratischen Diskussion
und solidarischer Kritik eine linke Aktionseinheit aufzubauen.

Für  eine  Einheitsfront  gegen  den  Rechtsruck  aus  Gewerkschaften  ,
sozialdemokratischen  Parteien,  Jugendorganisationen,  Antifagruppen,
Migrant:innenvereinen  und  linken  Aktivist:innen!

Solidarität  mit  allen  Antifaschist:innen,  die  von  Outings,  Gewalt  und
Repression  betroffen  sind!

Solidarität  mit  unseren  Genoss:innen  und  Freund:innen,  die  durch  die
Vorwürfe in ihrem täglichen Leben und ihrer Arbeit behindert werden!

Solidarische Grüße!

Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
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Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!



Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen
Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven



Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!
Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!



Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,
Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die



Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
an unseren Schulen!

Kampf dem Solidaritätsverbot in
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Hamburg!
Von Bjarne Hecker, November 2023

Die Versammlungsbehörde der Stadt Hamburg verlängerte ihre am 15.10
erstmals  verhängte  Allgemeinverfügung  zum Verbot  von  Versammlungen
„die inhaltlich Bezug zur Unterstützung der Hamas, oder deren Angriffe auf
das Staatsgebiet Israels aufweisen“ bis zum 05.11. In der Praxis stellt dies
ein Verbot aller „sog. pro-palästinensischen“ Versammlungen dar, wie die
Versammlungsbehörde in  ihrer  Begründung des  Verbots  selbst  einräumt.
Während  der  Kolonialstaat  Israel  also  eine  genozidale  Politik  ggü.  der
Bevölkerung Gazas verfolgt das menschliche Leid ins unermessliche steigt
und  auch  im  Westjordanland  die  Gewalt  der  Siedler_innen  ggü  der
palästinensischen Bevölkerung stark zugenommen hat, verbietet Hamburg
pauschal jegliche Versammlungen zur Solidarität mit Palästina. Aber ist diese
neue Qualität der Repression überhaupt rechtens innerhalb der bürgerlichen
Demokratie? Und wie schaffen wir es unsere demokratischen Rechte und die
unserer palästinensischen Genoss_innen zu verteidigen?

Rechtmäßigkeit  des  Versammlungsverbots
innerhalb der bürgerlichen Demokratie
Wie uns oft und breit erzählt wird gewährt der bürgerlich demokratische
Staat  den  seiner  Gewalt  Unterworfenen  gewisse  demokratische  Rechte,
wobei er diese in Bürger_innen und nicht Bürger_innen spaltet und gewisse
Rechte  nicht  Bürger_innen  vorenthält.  Hier  ist  es  natürlich  wichtig
klarzustellen, dass diese Rechte nicht etwa Genschenke der Bourgeoisie an
ihre  Untertanen  darstellen,  sondern  vielmehr  erkämpft  wurden  und
verteidigt  werden  müssen.

In der bürgerlichen Rechtsdogmatik kommt es für die Rechtfertigung eines
Eingriffes in ein Grundrecht vor allem auf die Verhältnismäßigkeit dessen an,
d.h  konkret  das  er  ein  öffentliches  Interesse  durchsetzen  soll,  für  diese
Durchsetzung  überhaupt  geeignet  ist,  keine  milderen  Mittel  genauso
geeignet  wären  und das  zu  Schützende  Interesse  im Verhältnis  mit  der
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schwere des Eingriffs steht.

Ob  ein  solches  Pauschal-Verbot  überhaupt  geeignet  ist  die  „Öffentliche
Sicherheit“ (welche die Versammlungsbehörde als zu schützendes Interesse
aufführt) zu fördern, ist sehr stark anzuzweifeln, wie es sich bereits in Berlin
gezeigt hat führt ein solches Verbot jeglicher Solidaritätsbekundungen im
öffentlichen  Raum  zum  verstärkten  Widerstand  innerhalb  migrantischer
Communities gegen den bürgerlichen Staat. Jede Nacht krachte es auf der
von  der  Polizei  besetzten  Sonnenallee,  aber  die  genehmigten
Großdemonstrationen verliefen so  gut  wie  ohne Zwischenfälle.  Pauschale
Repression, gerade ggü. einer so offensichtlich gerechten Sache wie der der
Solidarität  mit  der  unterdrückten  und  leidenden  palästinensischen
Bevölkerung und ihrem Befreiungskampf, führt zu Wut und Widerstand und
trägt nicht zu irgendeiner „öffentlichen Sicherheit“ bei.

Des  Weiteren  entzieht  sich  das  pauschale  Verbot  auch  al ler
Verhältnismäßigkeit in Abwägung des Schutzes der öffentlichen Sicherheit,
mit  der schwere des Eingriffs  in die Versammlungsfreiheit.  Während der
Eingriff  der  Eingriff  die  „öffentliche  Sicherheit“  nicht  nur  nicht  fördert,
sondern  sie  umgekehrt  untergräbt,  verbietet  er  auf  der  anderen  Seite
pauschal alle Solidaritätsversammlungen mit einem Volk dass vor laufenden
Kameras genozidaler Angriffe ausgesetzt ist. Palästinenser_innen wird so in
Hamburg jegliche Möglichkeit  genommen zu ihrer  Identität  öffentlich zu
stehen  und  das  Leid  und  die  Unterdrückung ihrer  eigenen  Angehörigen
anzuklagen.

Das Versammlungsverbot ist also nicht rechtmäßig, was auch schon durch in
entsprechende Urteile in anderen Städten bestätigt wurde.

Warum  erfährt  die  palästinensische
Befreiungsbewegung  so  starke  Repression
Es  stellt  sich  jetzt  vielleicht  die  Frage  warum  ausgerechnet  die
palästinensische  Befreiungsbewegung  in  Deutschland  eine  Repression
erfährt, die sogar über die Schranken, in denen die bürgerliche Demokratie
normalerweise  agiert  hinausgeht.  Hierfür  lassen  sich  drei  Gründe



ausmachen.

Zum ersten ist Israel enger Verbündeter des deutschen Imperialismus und
Vorposten des gesamten westlichen imperialistischen Blocks im nahen Osten
und sein Kapital eng verwoben mit diesem Block, allen voran mit den USA.
Folglich Unterstützt  die  BRD ihren engen und langjährigen Verbündeten
auch  bei  seinen  aktuellen  genozidalen  Angriff  auf  den  Gazastreifen.  Da
Genozid aber selbst in Deutschland ein unpopuläres politisches Programm
darstellt,  mobilisiert  die  BRD das gesamte bürgerliche Medienkartell  um
Zustimmung zu schaffen. Zu dieser Anstrengung gehört es auch, öffentliche
Meinungsäußerungen,  die  dem  bürgerlichen  Narrativ  widersprechen
bestmöglich zu verhindern, die Versammlungsverbote dienen also hier um
Zustimmung für die deutsche Unterstützung Israels zu schaffen und um das
bürgerliche Narrativ zu retten.

Des Weiteren besteht ein wichtiger Teil der Legitimität der BRD in ihrer
vermeintlichen  Abgrenzung  zum  ihr  vorrausgegangenen  deutschen
Faschismus  und  dessen  genozidalen  Antisemitismus.  Die  Unterstützung
Israels  und  die  Unterdrückung  von  öffentlichem Dissens  ermöglicht  ihr,
jegliche „Verantwortung“ für jüdische Emanzipation einfach für erfüllt  zu
erklären, ohne gegen Faschismus und Antisemitismus vorgehen zu müssen
und  sich  dennoch  ideologisch  vom  3.Reich  abgrenzen  zu  können.  Die
bürgerliche  Gesellschaft  Deutschlands  spricht  sich  also  durch  ihre
Unterstützung  Israels  selbst  frei.

Das  Versammlungsverbot  und die  daraus  resultierenden Ausschreitungen
erfüllen aber  auch einen tagespolitischen Zweck in  einer  Zeit  in  heftige
Rollbacks  im  Asylrecht  und  für  migrantische  Menschen  allgemein  in
Deutschland vorgenommen werden, sind die vermeintlich „antisemitischen“
Ausschreitungen  allen  voran  in  Berlin  Neukölln  eine  willkommene
Möglichkeit rassistischer Hetze, wie wir es auch aktuell in den bürgerlichen
Medien und alle Parteien überspannend erleben.

Verteidigung unserer demokratischen Rechte
Wie schon oben kurz erwähnt werden uns unsere demokratischen Rechte



nicht einfach geschenkt, wir müssen diese erkämpfen bzw. verteidigen. Wenn
unsere  Versammlungsfreiheit  also  so  grundlegend  eingeschränkt  wird,
müssen  wir  also  trotzdem  und  gerade  deswegen  auf  die  Straße  und
Widerstand gegen die Repression zeigen.

Berlin-Neukölln macht es vor:
Nachdem  in  den  letzten  Wochen  vor  allem  um  die  Sonnenallee  eine
ungeheure  Repressionswelle  auf  die  Menschen  im  Stadtteil  losgelassen
wurden  und  vor  a l lem  migrant ische  Menschen  für  jegl iche
Solidaritätsbekunden mit Palästina verfolgt wurden, selbst Einzelpersonen,
die keine Versammlung darstellten, entlud sich die Wut auf der Straße.
In  mehreren  aufeinanderfolgenden  Nächten  fanden  auf  der  Sonnenallee
Spontis  statt,  welche  sich  zu  regelrechten  Schlachten  mit  der  Polizei
entwickelten. Die Jugend im Stadtteil holte sich die Straße zurück.
Daraufhin wurde die Repression in Berlin wieder etwas gelockert, auch wenn
sie  natürlich  immer  noch  stark  besteht,  einige  Großdemonstrationen  für
Palästina wurden genehmigt und am Samstag fand die nächste statt.
Die  Bewegung  hat  es  also  in  Berlin  durch  ihren  militanten  Widerstand
geschafft sich die Versammlungsfreiheit teilweise zurückzuholen.

Solidarität  mit  dem  palästinensischen
Widerstand  von  Hamburg  bis  nach  Gaza
Um solidarisch an der Seite von Palästinenser_innen und ihrem Widerstand
zu  stehen  müssen  wir  also  einen  doppelten  Kampf  führen,  gegen  die
Repression die in Deutschland vor alle palästinensische und migrantische
Gruppen trifft, wie z.B Samidoun, und gegen die genozidale Politik Israels,
welche  von  der  BRD  unterstützt  wird!  Ohne  die  militärische  und
wirtschaftliche Unterstützung des westlichen Imperialismus wäre Israel in
seiner heutigen Form schon lange Geschichte und nicht in der Lage seine
genozidale Politik gegegüber Palästinenser_innen weiterzuführen. Ein Kampf
gegen  den  Genozid  bedeutet  also  ein  Kampf  gegen  den  deutschen
Imperialismus! Ein Kampf gegen seine Repression nach innen und gegen
seine Kriegsunterstützung nach außen. Wir müssen daher eintreten für einen
sofortigen Stopp aller Lieferungen von Waffen und anderen Mitteln, die den



Genozid  unterstützen.  Wir  müssen  die  Perspektive  eines  binationalen,
säkularen und freien Palästina, eingebettet in eine Föderation sozialistischer
Staaten im Nahen Osten aufwerfen und dafür kämpfen. Dafür müssen wir
also auch für eine internationale Organisierung der Arbeiter_Innen und der
Jugend  kämpfen,  denn  ohne  eine  solche  muss  der  Kampf  gegen  den
Imperialismus langfristig scheitern.

Also raus auf die Straße gegen den deutschen Imperialismus und Israels
Genozid an den Menschen in Gaza, für die Freiheit von Palästina! Wir lassen
uns nicht einschüchtern und holen uns unsere Rechte zurück! Von Hamburg
bis nach Gaza yallah Intifada!

INTERVIEW: Situation am Ernst-
Abbe-Gymnasium
Vorgestern wurde die von uns angemeldete Demonstration unter dem Motto
„Jugend gegen Rassismus“, welche zusammen mit Schüler_Innen des Ernst-
Abbe-Gymnasiums organisiert  wurde,  durch die Berliner Polizei  verboten.
Neben der allgemeinen Zunahme von Rassismus in unserer Gesellschaft, an
Schulen und in der Politik war der Protest ebenso eine Reaktion auf das
gewalttätige Ausschreiten einer Lehrkraft gegenüber eines Schülers, der ei-
ne palästinensische Flagge hochhielt. Ein ausführliches Statement zu dem
Verbot wird von unserer Seite aus in den nächsten Tagen folgen. Wir haben
jedoch schon ein Interview mit einem Schüler führen können, welcher in den
Prozess des Organisierens eingebunden war. Wir hoffen euch damit einen
Einblick in den derzeitigen Schulalltag auf der Ernst-Abbe und in die Gefühle
der Schüler_Innen nach dieser Enttäuschung geben zu können.

„Wie ist die Situation gerade an der Schule?”
„Wenn  man  mit  Kufiya  rumläuft,  wird  man  von  den  Lehrern  komisch
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angeschaut. Wenn man nachfragt, ob man das tragen darf, wird erzählt, dass
das Tragen von politischen Symbolen verboten wäre und in der Schule nichts
zu suchen hat. Laut der Senatorin ist das Tragen von politischen Symbolen
verboten.

Meiner Meinung nach sollten wir tragen, können was wir wollen. Wir sind
fast den ganzen Tag in der Schule und dürfen keine politischen Symbole
tragen. Wozu haben wir den Politik- und Geschichtsunterricht? Warum wird
uns  z.B  erzählt,  dass  wir  in  Deutschland  eine  Demokratie  haben  und
Meinungsfreiheit in Deutschland erlaubt ist. Die Lehrer sind zurückhaltend
und wollen die ganze Sache einfach vergessen, als wäre nichts.”

„Was stört dich an der Diskussion gerade am meisten?”
„Am meisten stört mich, dass die Lehrer nichts davon erzählen was gerade
los ist in der Welt. Einige Lehrer sind so sehr Pro-Israel, dass man es ihnen
anerkennt. Und dann sagen die auch immer, dass sie neutral sind. Einige
Lehrer sind aber nett und stehen hinter uns. Einige tun mir leid weil alle
Lehrer in einen Sack geworfen werden. Am meisten nervt mich auch das
wegen des Lehrers, der den Schüler geschlagen hat, nichts gemacht wird. Er
hat eine Anzeige bekommen, aber das ist meiner Meinung nach viel zu wenig
für so ein Verhalten!”

„Wie findest du es das die Demo verboten wurde?”
„Unsere  Meinungsfreiheit  wurde  zerstört!  Warum  dürfen  Schüler  ihre
Meinung  nicht  äußern?  In  welcher  Welt  leben  wir?  Wir  sind  doch  eine
Demokratie? In welcher Welt leben wir das und unser RECHT genommen
wird und einfach in die Tonne geschmissen, als wäre nichts passiert. Was ich
auch Scheiße  finde,  ist,  dass  alles  direkt  mit  der  Hamas in  Verbindung
gesetzt wird.”

Schreibt uns an wenn ihr ähnliche Erfahrungen an euren Schulen gemacht
habt! Wir bieten euch an mit uns über die aktuellen Geschehnisse und eure
Erfahrungen mit Gewalt, Rassismus und Repressionen zu reden. Lasst uns



zusammen gegen den Rechtsruck und für ein Leben frei von Unterdrückung
kämpfen!

Gegen die rassistische Repression!
Es zeigt sich dass die Stimmung auf der Schule durch die Repressionen des
Berliner Senats bedrückt und durch die Verbote der Polizei aufgeheizt ist.
Die Schüler_Innen sind wütend dass ihnen die Möglichkeit ihre Meinung auf
die  Straße zu tragen genommen wurde.  Wir  sehen wie die  AfD in allen
Bundesländern in Wahlen und Wahlprognosen an Stimmen gewinnt. Neben-
bei rücken alle Parteien weiter nach Rechts, wir sehen diese Entwicklung an
der Zunahme der rassistischen Hetzte der CDU und der von der gesamten
Ampelregierung getragenen Asylrechtsverschärfung. Schüler_Innen können
sich  nicht  offen  gegen  den  Rassismus  an  ihren  Schulen  und  in  der
Gesellschaft aussprechen, geschweige denn die massiven Angriffe auf Gaza
durch  israelischen  Staat  verurteilen.  Lasst  uns  dafür  kämpfen  das  zu
ermöglichen!

Daher fordern wir:

unabhängige Antidiskriminierungsstellen an Schulen und Weg mit
dem Verbot der Kufiya!

Keine Konsequenzen für den Schüler! Aufarbeitung des Vorfalls an
der Schule und Suspendierung des Lehrers!

Nein zu allen Formen der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität!
Für das Recht von Unterdrückten, sich gegen ihre Unterdrücker zu
organisieren!



Schüler  schlagen  für  Israel:
Antimuslimischer Rassismus am
aufflammen
von Flo Weitling, Oktober 2023

Montag, 9.10., Berlin-Neukölln: Ein Schüler läuft über den Schulhof und hebt
in  einer  Menge von Menschen eine  palästinensische  Flagge in  die  Luft.
Gleich darauf rennt ein Lehrer ihm hasserfüllt hinterher und schlägt ihm ins
Gesicht. Dieser ganze Vorfall wurde von Mitschüler_Innen aufgenommen und
ging anschließend viral.  Antimuslimischer Rassismus wächst  in Berlin,  in
Deutschland und in der ganzen „westlichen“ Welt seit der Eskalation des
Nahost-Konflikts erneut rapide an.

Angesichts  des  israelischen  Angriffs  und  einer  Situation  in  welcher  der
Widerstand und die gesamte palästinensische Nation dämonisiert wird, gilt
es  für  Revolutionär_Innen  sich  klar  auf  der  Seite  der  Unterdrückten  zu
stellen.  So  notwendig  eine  linke  Kritik  an  der  Hamas  als  reaktionärer,
islamistischer, antisemitischer Kraft ist, so wichtig ist es auch, ihrer medialen
Dämonisierung  entgegenzutreten.  Es  ist  zionistische  und  westliche
Kriegspropaganda,  die  Hamas  und  deren  Agieren  in  Gaza  mit  dem
Islamischen Staat gleichzusetzen. Die Hamas ist  weder eine faschistische
Kraft noch hat sie in Gaza ein „faschistisches“ Regime errichtet.

Das ändert nichts an ihrem zutiefst reaktionären Charakter. Natürlich haben
ihre Führungen und Funktionär_Innen die Verwaltung des Mangels unter
ihrer Regie auch zur Bereicherung benutzt. Das unterscheidet sie aber nicht
von anderen klerikalen und nationalistischen „Regimen“.

Die Hamas ging natürlich auch repressiv gegen die eigene Bevölkerung vor –
aber sie gestattete auch andere Gruppierungen des Widerstandes auf ihrer
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rechten wie linken (PFLP, DFLP) Seite.

Mit  der  Dämonisierung der  Hamas  soll  aber  vor  allem ein  barbarischer
Angriffskrieg – des Tötens bis zum letzten Mann! – und massive Repression in
Ländern  wie  Deutschland  legitimiert  werden.  Erstens  werden  dabei  alle
Kämpfenden, alle Palästinenser_Innen, die auch nur ihre Stimme erheben,
pauschal zu „Hamas“ oder „Hamas-Unterstützer_Innen“ erklärt. Die Existenz
der  palästinensischen  Linken  wird  somit  in  großen  Teilen  komplett
geleugnet.  Nachdem  alle  Kämpfer_Innen  Hamas  sind,  werden  alle  auch
gleich zu Dschihadist:innen und „Terrorist_Innen“ im Stile des Islamischen
Staates verklärt. Der nationale Befreiungskampf wird so zu einem religiösen
uminterpretiert.

Eine  erste  Aufgabe  von  Antiimperialist_Innen  in  Deutschland  und  allen
westlichen Ländern besteht angesichts der konzertierten Hetze darin, sich
dieser  imperialistischen  Ideologie  und  Verkehrung  der  Umstände
entgegenzustellen.

Nein zur rassistischen Repression!
Der aktive Ausdruck der deutschen Unterstützung Israels zeigt sich neben
den  Waffenlieferungen  prägnant  z.B.  auf  der  Sonnenallee  und  dem
Hermannplatz in Berlin. Hier werden Palästinenser_Innen, Antizionistische
Jüd_Innen, Araber_Innen welche eine Kufiya tragen oder einfach migrantisch
gelesene  Kinder  von  einem  massiven  Polizeiaufgebot  schikaniert,  brutal
angegangen und willkürlich verhaftet. Das Polizeiaufgebot in migrantischen
Vierteln gleicht in der letzten Woche einem Polizeistaat.

Auch in der Bildung, in Schulen, dem Ort, wo unsere zukünftige Gesellschaft
geformt wird, setzt die Bildungssenatorin von Berlin mit dem Verbot der
Kufiya einen zutiefst rassistischen Ausdruck der “Solidarität mit Israel” um.
Es werden ebenso Palästina-Flaggen sowie jeglicher Ausdruck von Sympathie
mit dem palästinensischen Befreiungskampf verboten. Diese Unterdrückung
der Meinungsfreiheit, Selbstbestimmung über Kleidung und des politischen
Ausdrucks darf nicht hingenommen werden. Diese unter der Verklärung des
gesamten  palästinensischen  Befreiungskampfes  als  “Islamismus”  oder



“Terrorismus” entstanden Repressionen gilt es scharf zu kritisieren und zu
bekämpfen.

Die Kufiya stellt  nämlich entgegen der populären Propaganda von Staat,
Springer-Presse  und  Co.  kein  „Bluttuch  der  Judenvernichtung“  oder
Ausdruck der Sympathie mit der Hamas dar. Sie signalisiert nicht einmal
zwangsläufig  eine  Unterstützung  des  palästinensischen  Befreiungskampf,
obwohl sie mit diesem symbolisch natürlich tief verbunden ist. Dennoch ist
sie  aber  ebenso  ein  Zeichen  der  kurdischen  Befreiungsbewegung  und
schlichtweg  im  Allgemeinen  mit  der  arabischen  Kultur  verbunden.  Das
herunterbrechen  auf  die  Bedeutung  der  Kufiya  für  die  palästinensische
Nation bzw. spezifischer die automatische Assoziierung mit der Reaktionären
Hamas entspringt einem grundlegend rassistischen Charakter und Verschärft
das erneute aufflammen des antimuslimischen Rassismus in Deutschland. Die
Kufiya ist aber dennoch eine Symbolik der Unterdrückten und sollte als diese
von Revolutionär_Innen hochgehalten und verteidigt werden!

Ebenso hervorzuheben ist dass die Rufe nach Abschiebung der „Barbaren“,
welche im Zuge der Palästina-solidarischen Proteste laut werden dem sich
immer weiter nach Rechts bewegenden bürgerlichen Staat gut in die Karten
spielen. Mit der Verschärfung der Asylpolitik im Zuge des GEAS zeigte nun
auch zuletzt die Ampelregierung, wie ihre Ausrichtung der Migrationspolitik
aussieht. Nancy Faeser und Lars Klingbeil äußerten diese Forderung nach
Abschiebung von „Israelfeindlichen Hetzern“ ja selbst in den letzten Tagen.

Die Repressionen die der deutsche Staat nun hochfährt dienen also dem
Zweck der Einschüchterung, damit sich nicht gegen die Staatsräson gewährt
wird,  aber  auch  vor  allem der  Herabsetzung  von  Muslim_Innen  um ihr
Abschiebe-Regime  ideologisch  zu  rechtfertigen  und  künftig  aggressiver
durchzusetzen  zu  können.

Die  Repression  gegen  die  Unterstützung  des  palästinensischen
Befreiungskampfes  ist  nichts  Neues.  Schon  seit  Jahren  finden  sich
palästinensische  Organisationen  auf  den  „Terrorlisten“  der  EU  und
Deutschlands,  sehen  sie  sich  konfrontiert  damit  das  ihre  Organisationen
verboten  und  ihre  demokratischen  Rechte  –  wie  das  Recht  auf  freie



Meinungsäußerung, auf Versammlungs- und Organisationsfreiheit – massiv
eingeschränkt sind. Das äußert sich nun verstärkt, z.B. indem die Berliner
Polizei jegliche Versammlung mit Palästina-Bezug bis zum 20.10. ersatzlos
verboten hat. Darüber hinaus werden jegliche Parolen des Befreiungskampfs
als antisemitisch gebrandmarkt und kriminalisiert, genauso so perfide wie
dass  die  palästinensische  Flagge  als  Grundlage  gilt  Versammlungen
aufzulösen.

In  der  Ausweitung  der  Repress ion  sol l  nun  auch  gegen  das
Gefangenennetzwerk  Samidoun  ein  Vereinsverbot  durch  das
Innenministerium verhängt  werden.  So ist  es  möglich,  dass  jede weitere
organisatorisch-politische Tätigkeit unter Strafe gestellt wird.

Und  die  deutsche  Linke  und
Arbeiter_Innenbewegung?
Bis  auf  recht  wenige  internationalistische  und  antiimperialistische
Gruppierungen  ergreift  die  deutsche  Linke  und  bürokratisch  geführte
Arbeiter_Innenbewegung,  wenn auch  wenig  verwunderlich,  die  Seite  des
Unterdrückers.  Wie  SPD  und  Linkspartei  st immen  auch  die
Gewerkschaftsspitzen in den Chor der Israelsolidarität ein und unterstützen
das  laufende  und  kommende  Massaker  an  den  Palästinenser_Innen.  Der
Aushebelung  demokratischer  Rechte,  Demonstrationsverboten  und  der
Bespitzelung durch die Geheimdienste stimmen sie entweder zu oder hüllen
sich in vornehmes Schweigen oder Relativierungen von Unterdrückten und
Unterdrückenden.

Doch auch ihnen und den Herrschenden ist bewusst, dass die proisraelische
Stimmung  nicht  ewig  anhalten  wird.  Denn  in  den  kommenden  Wochen
werden trotz medialer Entstellung auch immer mehr Horrorbilder über die
Auswirkung der israelischen Bombardements in Gaza auftauchen.

Wir  müssen  uns  schon  heute  für  einen  Stimmungsumschwung  der
Arbeiter_Innenklasse  einsetzten,  um  für  eine  breite,  auch  von  der
Arbeiter_Innenbewegung unterstützte Solidaritätsbewegung mit Palästina zu
kämpfen!



Dafür gilt es, gegen den Strom von Hetze und Diffamierung anzukämpfen!
Wir  unterstützen  alle  Aktionen  und  Kampagnen  der  linken  und
antiimperialistischen  Kräfte,  gemeinsam und  koordiniert  dagegen  Protest
und Widerstand zu organisieren.

Nein zu allen Formen der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität!
Für das Recht von Unterdrückten, sich gegen ihre Unterdrücker zu
organisieren!
Für unabhängige Antidiskriminierungsstellen an Schulen und Weg
mit dem Verbot der  Kufiya!
Kampf dem Rechtsruck – für eine antirassistische Einheitsfront!
Für  ein  freies,  multiethnisches  und säkulares  Palästina!  Für  eine
demokratische Föderation sozialistischer Staaten im Nahen Osten!


